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Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Helga Daub, Jörg van Essen,
Dr. Karl Addicks, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
– Drucksache 15/5381 –

Organisation des Katastrophenschutzes im Großschadensfall mit biologischen
oder chemischen Schadstoffen

Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r
Biologische und chemische Schadstoffe sind nicht nur durch mögliche terro-
ristische Angriffe auf die Bundesrepublik Deutschland eine Gefahr für die Be-
völkerung. Auch durch Tourismus oder durch mangelhafte Sicherheitsvorkeh-
rungen bei Transporten können bakterielle und virale Erreger oder chemische
Schadstoffe eine rasche Ausbreitung in der Bevölkerung erfahren.

Diese Bedrohungslage erfordert Planungen für eine organisierte und struk-
turierte Reaktion der betreffenden Behörden, beginnend bei der Analyse der
Gefahrenlage bis hin zur medizinischen Versorgung der Bevölkerung.

Vo r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Die Bundesregierung beobachtet sehr genau die Entwicklungen auf dem Gebiet
der Proliferation von Massenvernichtungswaffen und das seit Jahren anhaltend
hohe Potenzial des internationalen Terrorismus. Die Anthrax-Vorfälle in den
USA im Herbst 2001 haben die Auswirkungen veranschaulicht, die sich aus der
vorsätzlichen Freisetzung von Krankheitserregern für moderne Gesellschaften
ergeben können. Aber auch andere Gefahrenlagen, wie zum Beispiel das Auftre-
ten von neuen Infektionskrankheiten oder Großschadensereignissen durch das
großflächige Freisetzen von hochgiftigen Chemikalien, können eine ernsthafte
Bedrohung der Bevölkerung darstellen. Die Bundesregierung nimmt die sich
daraus entwickelnden Risiken für die Bevölkerung sehr ernst.
Die Bundesrepublik Deutschland verfügt über ein leistungsfähiges Hilfeleis-
tungssystem, in dem der Bund und die primär zuständigen Länder wirkungsvoll
zusammenarbeiten. Bei großflächigen oder national bedeutsamen Gefahren-
lagen sind gleichwohl ein verändertes strategisches Denken und vor allem eine
noch stärkere Zusammenarbeit von Bund und Ländern erforderlich. Bund und
Länder haben dem u. a. durch die Entwicklung einer neuen Rahmenkonzeption
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für den Zivil- und Katastrophenschutz („Neue Strategie zum Schutz der Bevöl-
kerung in Deutschland“) Rechnung getragen.
Das neue Rahmenkonzept, das die Ständige Konferenz der Innenminister und
-senatoren der Länder am 5./6. Juni 2002 beschlossen hat, beinhaltet die
Entwicklung eines Stufensystems für die Gefahrenabwehr. Ausgehend von der
potenziellen Gefährdung und der Bevölkerungsdichte sollen Risikokategorien
gebildet werden, an denen sich die unterschiedlichen Versorgungsstufen aus-
richten. So ist u. a. ein Sonderschutz mit Hilfe von Spezialeinsatzkräften (Task
Forces) für besondere Gefahren vor allem durch biologische oder chemische
Kampfstoffe und vergleichbare Bedrohungslagen vorgesehen.
Ziel des Rahmenkonzeptes sind eine bessere Verzahnung der vorhandenen
Hilfspotenziale des Bundes und der Länder sowie die Entwicklung neuer Koor-
dinierungsinstrumente für ein effizienteres Zusammenwirken des Bundes und
der Länder, insbesondere verbesserte Koordinierung der Informationssysteme,
damit die Gefahrenabwehr auch auf außergewöhnliche Bedrohungen angemes-
sen reagieren kann.
Neben den zivilen Ressourcen ist zu berücksichtigen, dass gemäß Artikel 35 GG
bei einer Naturkatastrophe oder einem besonders schweren Unglücksfall von
einem Land auch die Hilfe von Einheiten und Einrichtungen der Bundeswehr
angefordert werden kann.

1. Welche Vorsorgemaßnahmen hat die Bundesregierung für einen Großscha-
densfall mit biologischen und/oder chemischen Stoffen getroffen?

Zur Sicherstellung der fachlichen Expertise auf dem Gebiet des Bioterrorismus
wurde am Robert Koch-Institut (RKI) das Zentrum für Biologische Sicherheit
einschließlich der Zentralen Informationsstelle des Bundes für Biologische
Sicherheit etabliert. Ferner wurde am RKI die Task Force „Outbreak Investi-
gation Team“ eingerichtet, die auf Aufforderung eines betroffenen Bundes-
landes zum kurzfristigen Einsatz bei Infektionsausbrüchen zur Verfügung steht.
Mit der Errichtung des „Bundesamtes für Bevölkerungsschutz und Katastro-
phenhilfe“ (BBK) hat die Bundesregierung im Mai 2004 auch ein weiteres poli-
tisches Signal für die neue Wertigkeit und Wichtigkeit des Bevölkerungsschut-
zes gesetzt. Die Länder haben diese Maßnahme des Bundes ausdrücklich be-
grüßt.
Durch das im Auftrag des Bundesministeriums des Innern finanzierte interdiszi-
plinäre Expertennetzwerk zu biologischen Gefahren konnten der fachübergrei-
fende Austausch von Wissen und Erfahrung auf diesem Gebiet gefördert und
wertvolle Synergien genutzt werden. In diesem Zusammenhang begrüßt die
Bundesregierung ausdrücklich die Einrichtung der Ständigen Arbeitsgemein-
schaft der Kompetenz- und Behandlungszentren (StAKoB) im März 2003 unter
Einbeziehung des Bernhard-Nocht-Institutes und des Robert Koch-Institutes.
Die StAKoB verfolgt das Ziel, dass sich bei Bedarf beide Institute gegenseitig
personell und materiell unterstützen, die klinische Behandlung und das seuchen-
hygienische Management gemeingefährlicher Infektionskrankheiten und biolo-
gischer Schadenslagen standardisieren und Qualitätsanforderungen für die Zen-
tren festzulegen sowie Trainings- und Ausbildungskonzepte entwickeln. Mit
wechselseitigen Hospitationen und gemeinsamen Übungen sowie einem regel-
mäßigen Informationsaustausch untereinander und mit anderen europäischen
Zentren werden dadurch die Voraussetzungen wesentlich verbessert, auch kom-
plexen biologischen Schadenslagen schnell und kompetent zu begegnen.
Im Rahmen ihrer Maßnahmen zur Prävention und Abwehr von terroristischen
Bedrohungen hat die Bundesregierung die notwendigen organisatorischen Vor-
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kehrungen und Maßnahmen getroffen, um den besonderen Erfordernissen des
Gesundheitsschutzes in diesem Zusammenhang gerecht zu werden. In der
„Bund-Länder-Arbeitsgemeinschaft Gesundheitsschutz“ haben Bund und Län-
der gemeinsam mit Experten aus Wissenschaft und Forschung in enger Zusam-
menarbeit die gemeinsamen Maßnahmen zur Pockenvorsorge geplant und orga-
nisiert. Mit dieser Zusammenarbeit ist zugleich eine tragfähige Grundlage für
mögliche weitere Maßnahmen auf dem Gebiet des Gesundheitsschutzes und der
Gesundheitsvorsorge im Zusammenhang mit bioterroristischen Gefahren ge-
schaffen worden, die sich bei der Aufstellung des nationalen Influenzapande-
mieplans 2004 erneut bewährt hat.
Auf internationaler Ebene sind insbesondere die Zusammenarbeit innerhalb der
EU im Rahmen des Health Security Committee sowie in der Global Health Se-
curity Initiative der G7-Staaten und Mexikos etabliert bzw. weiterentwickelt
worden.
Parallel zu den nationalen Maßnahmen wurde innerhalb der Europäischen
Union mit wesentlicher deutscher Beteiligung ein Informations- und Schnell-
warnsystem für biologische und chemische Angriffe und Bedrohungen
(„RAPID ALERT SYSTEM BIOLOGICAL AND CHEMICAL ATTACKS
AND THREATS“ [„RAS BICHAT“]) aufgebaut. Dieses Netzwerk ist mit den
bestehenden Netzwerken auf nationaler Ebene verbunden. Es erlaubt den Mit-
gliedstaaten, sich gegenseitig zeitnah vor biologischen und chemischen Angrif-
fen zu warnen und für die Schadensabwehr relevante Informationen auszutau-
schen.
Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union haben darüber hinaus ein EU-Soli-
daritätsprogramm zu den Folgen terroristischer Bedrohungen und Anschläge an-
genommen. Dieses Programm dient der Verbesserung der Zusammenarbeit in
der Europäischen Union im Hinblick auf die Prävention und die Begrenzung der
Folgen chemischer, biologischer, radiologischer oder nuklearer terroristischer
Bedrohungen. Das Programm, das Bestandteil des Anti-Terrorismusprogramms
der EU ist, umfasst neben dem Katastrophenschutz auch andere wichtige Berei-
che wie Gesundheit, Lebensmittelversorgung, Umwelt, sensible Industrieberei-
che und Transporte.
Das Solidaritätsprogramm gliedert sich nach 6 strategischen Zielvorgaben
1. Risikoabschätzung und -analyse
2. Präventivmaßnahmen; Schutz kritischer Infrastrukturen
3. Erkennung, Identifizierung und Alarmierung
4. Abwehrbereitschaft und Folgenmanagement; Fähigkeiten für gegenseitige

Unterstützung, Ausbildung, Schulung und Übungen, Information der Öffent-
lichkeit

5. Forschung und Entwicklung
6. Internationale Zusammenarbeit.
Bezüglich der Gemeinschaftsmaßnahmen wird die Kommission alle im EU-So-
lidaritätsprogramm aufgeführten Tätigkeiten koordinieren, durchführen und
verfolgen.
Auf NATO-Ebene wurde im Bereich der Zivilen Notfallplanung mit wesent-
licher deutscher Mitwirkung eine Reihe von Maßnahmen ergriffen, die den
Schutz der Zivilbevölkerung vor terroristischen Anschlägen unter Einsatz von
CBRN-Agenzien (chemische, biologische, radiologische und nukleare Stoffe)
erhöhen bzw. deren Folgen mindern sollen. Kernelemente sind eine internatio-
nale Datenbank mit Angaben zu vorhandenen Ressourcen der Mitgliedstaaten
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sowie ein Aktionsplan mit über 50 Maßnahmen zur Verbesserung der Prävention
und Bewältigung von Folgen terroristischer Anschläge.

2. Welche Möglichkeiten, bzw. welche Ausrüstung gibt es in den den Kata-
strophenschutz betreffenden Institutionen für die Schadstoffbestimmung?

Der Bund ergänzt die Ausstattung des Katastrophenschutzes, für den primär die
Länder zuständig sind, auf Grund seiner Zuständigkeit für den Schutz der Bevöl-
kerung im Verteidigungsfall auch im Aufgabenbereich ABC-Schutz. So hat er
u. a. seit Herbst 2001 371 moderne ABC-Erkundungsfahrzeuge für radiologi-
sche und chemische Messungen unentgeltlich an die Länder ausgeliefert. Diese
Fahrzeuge sind auch für biologische Probennahmen einsetzbar.
Im Übrigen bereitet der Bund die Einrichtung von Task Forces für die chemische
Analytik an den Standorten Berlin, Hamburg, Heyrothsberge und Mannheim im
Rahmen von Pilotprojekten vor. Neben analytischen Fähigkeiten werden die Be-
wertung der Analyseergebnisse und die Beratung der lokalen Gefahrenabwehr-
kräfte zum Aufgabenspektrum dieser Task Forces gehören. Zu ihrer Ausstattung
gehören ein System zur Identifizierung von Chemikalien sowie die Ausstattung
zur Ferndetektion.
Außerdem wird der Aufbau von Task Forces für biologische Gefahren im Rah-
men von Forschungsvorhaben in Zusammenarbeit von Bernhard-Nocht-Institut
und Feuerwehr Hamburg bzw. Robert Koch-Institut, Wehrwissenschaftlichem
Institut für Schutztechnologien/ABC-Schutz der Bundeswehr sowie dem Lan-
deskriminalamt Berlin vorbereitet.
Im Auftrag des Bundesministeriums des Innern wurde in Kooperation mit dem
Robert Koch-Institut mit dem Aufbau eines „interdisziplinären Expertennetz-
werkes biologische Gefahren“ zu den Bereichen Diagnostik, Erkundung, Klinik,
Risikokommunikation, Dekontamination und Schutzausrüstung begonnen.
Zu den biologischen Gefahren ist weiter darauf hinzuweisen, dass in Deutsch-
land zwei Laboreinrichtungen der Sicherheitsstufe L 4 bestehen, und zwar am
Bernhard-Nocht-Institut in Hamburg und an der Universität Marburg. Ein drittes
Hochsicherheitslabor soll in den nächsten Jahren am Robert Koch-Institut in
Berlin eingerichtet werden.
Als weitere Einrichtungen für die Diagnostik wichtiger Infektionserreger und
für spezielle Fragen zur Aufklärung von Infektionskrankheiten stehen die Na-
tionalen Referenzzentren und Konsularlaboratorien zur Verfügung, die durch
das Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherheit berufen sind.

3. Welche Maßnahmen für mögliche Dekontamination bestehen?

Für die Dekontamination von Einsatzkräften und – in geringerem Umfang – an
der Einsatzstelle vorgefundenen kontaminierten Personen hat der Bund 373 Ein-
satzfahrzeuge „Dekon P“ zur Ergänzung des Katastrophenschutzes der Länder
bereitgestellt.
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4. Werden Impfstoffe und Medikamente für bestimmte Szenarien bzw. Krank-
heiten vorgehalten?

5. Wenn ja, welche sind das?

6. In welcher Menge werden diese Mittel vorgehalten?

Angesichts der erheblichen Folgen, die das Auftreten einer Pockenepidemie für
Deutschland haben würde, hat die Bundesregierung gemeinsam mit den Bun-
desländern einen nationalen Vorrat an Pockenimpfstoff aufgebaut, der eine Voll-
versorgung der Bevölkerung gewährleistet.
Darüber hinaus sind im Rahmen der militärischen und zivilen Vorsorge beim
Bund, bei einigen Bundesländern und im Rahmen der allgemeinen Arzneimit-
telversorgung Bestände an Antibiotika, die gegen bakterielle Krankheitserreger
wirken können, in einer über den normalen Bedarf hinausgehenden Menge vor-
handen.
Für den Fall einer Influenzapandemie haben Bund und Länder einen gemein-
samen Notfallplan erarbeitet. Neben einer abgestimmten Strategie zur Abwehr
der Folgen der Influenzapandemie sind darin auch Vorkehrungen zur Bevor-
ratung mit wirksamen Chemotherapeutika wie auch der Vorbereitung einer
Schutzimpfung miterfasst.
Im Rahmen eines Forschungsvorhabens sind die Erfordernisse und der mögliche
Umfang einer über die bestehenden Möglichkeiten hinausgehenden Bevor-
ratung u. a. von Antibiotika untersucht worden; deren Umsetzung in den Län-
dern soll im Rahmen von Modellvorhaben vertieft evaluiert werden. Auf der
Grundlage der Ergebnisse dieser Evaluation wird zu prüfen sein, ob und ggf. in
welcher Weise weitergehende Bevorratungsmaßnahmen erforderlich sind. Diese
fallen jedoch in den Verantwortungsbereich der Länder.

7. Wo werden Impfstoffe und Medikamente gelagert?

Soweit seitens des Bundes Arzneimittel vorgehalten werden, erfolgt dies in
bereits bestehenden zentralen Depots im Geschäftsbereich des Bundesministe-
riums der Verteidigung.

8. Welche Verfahren sind auf Bundes- und Länderebene für die Distribution
dieser Mittel vorgesehen?

Die Verteilung von Arzneimitteln (Vertriebswege) richtet sich grundsätzlich
nach § 47 des Arzneimittelgesetzes. Die Vorschriften des Gesetzes finden für die
Arzneimittelversorgung der Bundeswehr, des Bundesgrenzschutzes und der
Bereitschaftspolizeien der Länder sowie auf die Sanitätsmittelbevorratung für
den Zivil- und Katastrophenschutz entsprechende Anwendung; die für den
Zivil- und Katastrophenschutz notwendigen Ausnahmen regelt die Zivilschutz-
Ausnahmeverordnung vom 17. Juni 2003.
Der von Bund und Ländern gemeinsam aufgebaute Vorrat an Pockenimpfstoff
wird auf Wunsch der Länder seitens des Bundes in gesicherten Depots (vgl. Ant-
wort zu Frage 7) eingelagert. Das Verfahren zur Verteilung des Impfstoffes an
die Bundesländer im Ereignisfall ist mit diesen abgestimmt. Die Verteilung in-
nerhalb der Bundesländer erfolgt in deren eigener Zuständigkeit.
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